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Unterlassungsanspruch wegen Verstoß gegen das Irreführungsverbot  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

foodwatch e.V. ist in die Liste qualifizierter Einrichtungen nach § 4 Unterlassungsklagengesetz 

eingetragen und daher in der Lage, Verstöße gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb und 

andere Verbraucherschutzgesetze zu unterbinden. 

 

I. Sachverhalt 

Uns ist bekannt geworden, dass Sie auf Ihrer Webseite 

https://www.instagram.com/p/DXwpXlkDCDv/?img_index=1 (dort mit einem Post vom 30. April 2026) mit 

einer Werbung für das Produkt „ESN Ashwa+“ gegen verbraucherschutzrechtliche Vorschriften zur 

Lebensmittelwerbung, insbesondere gegen Vorgaben der Health-Claims-Verordnung (HCVO) verstoßen. 

Wir haben den Verstoß am 11. Mai 2026 erstmals dokumentiert. Er ist noch am heutigen Tag unverändert 

zu finden. 

Es geht es um folgende Werbeaussagen: 
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Sie werben in der Anzeige damit, dass das Produkt helfen kann, schlechtem Schlaf und zu viel 
Stress und damit einer Beeinträchtigung von Fokus, Leistungsfähigkeit und Muskelaufbau 
entgegenzuwirken („Schlechter Schlaf und zu viel Stress beeinflussen nicht nur dein 
Energielevel, sondern auch Fokus, Leistungsfähigkeit und Muskelaufbau. Genau deshalb ist es 
wichtig, nach Training und Alltagsstress runterfahren zu können!“).  



 

   

 

Zudem suggeriert die Werbung, dass das Produkt zum Muskelwachstum beiträgt („Dein Körper 
wächst nicht im Training, sondern in der Regeneration“). 

Zudem wird damit geworben, dass das Produkt „beim Runterkommen“, also bei der 
Stressreduktion hilft („Wenn Stress und Training gleichzeitig hoch sind, steht dein Nervensystem 
dauerhaft unter Spannung“ / „Runterkommen, wenn’s zählt.“). 

II. Rechtliche Würdigung 

1. Unzulässige Werbeversprechen 

Im Rahmen der Werbung treffen Sie unzulässige gesundheitsbezogene Aussagen. 

a. Gesundheitsbezogene Aussagen 

Eine gesundheitsbezogene Aussage ist jede Angabe, mit der erklärt, suggeriert oder auch nur mittelbar 

zum Ausdruck gebracht wird, dass ein Zusammenhang zwischen einer Lebensmittelkategorie, einem 

Lebensmittel oder einem seiner Bestandteile einerseits und der Gesundheit andererseits besteht. Der 

Begriff „Zusammenhang“ ist dabei weit zu verstehen (EuGH, Urt. v. 06.09.2012, Az. C-544/10 = GRUR 

2012, 1161, 1162 Tz. 34 - Deutsches Weintor, Rathke/Hahn in. Zipfel/Rathke, Lebensmittelrecht, 

Werkstand. 180. EL Juli 2021, Art. 2 VO (EG) 1924/20016 Rn. 45).  

Der Begriff „gesundheitsbezogene Angabe“ erfasst jeden Zusammenhang, der eine Verbesserung des 

Gesundheitszustands dank des Verzehrs des Lebensmittels impliziert (BGH, Urt. v. 07.04.2016, Az. I ZR 

81/15 = BeckRS 2016, 17193 Tz. 19, BGH, Urt. v. 12.02.2015, Az. I ZR 36/11 = GRUR 2015, 403, 406 Tz. 33 - 

Monsterbacke II). 

Der Gesundheitsbegriff umfasst nach Auffassung des BGH dabei auch das seelische Gleichgewicht. Dazu 

gehören nach Art. 13 Abs. 1 Buchst. b der HCVO (Verordnung (EG) Nr. 1924/2006) auch in Bezug auf die 

psychischen Funktionen des menschlichen Körpers erfolgende Beschreibungen und Verweisungen (BGH, 

Urteil vom 24. Juli 2014 – I ZR 221/12, juris, Rn. 23). Zudem wurde der Begriff "Stress" im Zusammenhang 

mit der Bewerbung eines Nahrungsergänzungsmittels zur Stressreduktion als spezifische 

gesundheitsbezogene Angabe eingestuft: „Die Linderung von psychischem Stress ist eine positive 

physiologische Wirkung. Die wissenschaftlichen Belege für die Begründung gesundheitsbezogener 

Angaben in Bezug auf psychischen Stress können aus Interventionsstudien am Menschen unter 

Zuhilfenahme von psychometrischen Standardinstrumenten gewonnen werden.“ (KG Berlin, Urteil vom 

23. August 2019 – 5 U 8/19, juris, Rn. 27) 

Die oben benannte Werbeanzeige stellt mithin zumindest mittelbar einen Zusammenhang zwischen dem 

beworbenen Produkt und den jeweils beschriebenen gesundheitlichen Veränderungen dar. 

Es wird suggeriert, dass der Konsum des Produktes zu einer Stressabnahme, besserem Schlaf, der 

Steigerung der Konzentration/des Fokus und zu besserem Muskelaufbau führen würde. 

Es handelt sich mithin um spezifische gesundheitsbezogene Angaben.  

b. Unzulässigkeit der getroffenen Aussagen 

Gesundheitsbezogene Angaben sind, soweit sie nicht explizit zulässig sind, verboten (Art. 10 Abs. 1 

HCVO).  

Welche Aussagen zulässig sind, regelt die sog. Gemeinschaftsliste zulässiger gesundheitsbezogener 

Angaben (EU-Verordnung Nr. 432/2012).  



 

   

 

Nach dieser Liste sind die von Ihnen im Rahmen der oben benannten Videos getätigten Aussagen 

unzulässig. 

(1) Keine Bezugnahme auf konkrete Inhaltsstoffe, sondern auf Produkt in Gänze 

 

Die Werbeaussagen sind allein deshalb rechtswidrig, weil die positiven Effekte, die beschrieben werden, 

nicht konkreten Inhaltsstoffen zugeordnet werden, sondern dem Produkt in Gänze (OLG Celle, Beschluss 

vom 18. Februar 2026 – 13 U 95/25, juris, Rn. 27). 

Zwar benennen Sie das Produkt „Ashwa+“, sodass man annehmen könnte, dass sich eine Bezugnahme zu 

einem konkreten Wirkstoff bereits aus dem Produktnamen ergibt. Allerdings erklären Sie selbst, dass 

„unser“ Ashwa+ der ideale Support sei und nehmen so Bezug auf Ihr Produkt und nicht auf den Wirkstoff, 

der darin enthalten ist. Zudem erklären Sie, dass sich neben Ashwagandha auch noch Magnesium, Zink 

und Vitamin B6 in dem Produkt befinden und nehmen damit auf verschiedene Inhaltsstoffe Bezug. Ob 

diese die versprochene Wirkung jeweils für sich oder in Kombination oder nur teilweise mit sich bringen 

sollen, bleibt völlig unklar. 

Selbst wenn man dies aber anders sehen wollte, änderte es nichts an der Rechtswidrigkeit der 

Werbeaussagen, weil unzulässiger Weise Aussagen zu sog. Botanicals (Ashwaganda) getroffen bzw. 

unzulässige Health-Claims verwendet werden. 

(2) Keine Zulassung der Aussagen zu Botanicals in der Gemeinschaftsliste 

 

Das beworbene Produkt enthält sog. Botanicals, die nicht in der Gemeinschaftsliste zur HCVO aufgeführt 

sind und Stoffe, die dort genannt werden. 

 

Soweit die beworbenen Wirkungen den Botanicals/Pflanzenstoffen zugeschrieben würden, wären die 

Angaben nach Art. 10 Abs. 1 und Abs. 3 HCVO unzulässig, da diese Stoffe nicht in der Gemeinschaftsliste 

stehen, also von der Kommission noch nicht zugelassen wurden, und zu den in der Werbung bzw. in dem 

Video getroffenen Aussagen auch keine Anträge auf Zulassung in die Gemeinschaftsliste gestellt wurden 

(BGH, Urteil vom 5. Juni 2025 – I ZR 109/22, juris, Rn. 24).  

 

Verwendet werden keine spezifischen, listengeführten Stoff-Claims, sondern diffuse Produktversprechen, 

die vom Übergangsregime nicht getragen werden. Die fortdauernde Untätigkeit der Kommission führt 

nach dieser Rechtsprechung gerade nicht zu einer automatischen Zulässigkeit nicht zugelassener 

Angaben. 

(3) Keine Nutzung zugelassener Claims 

 

Würde man die Werbeaussagen auf die enthaltenen Nährstoffe (Magnesium, Zink, Vitamin B6) beziehen, 

so wären sie gleichwohl unzulässig. Für diese Stoffe gibt es zwar zugelassene Angaben in der 

Gemeinschaftsverordnung (u.a. „trägt zur normalen psychischen Funktion bei", „trägt zur normalen 

Funktion des Nervensystems bei", „trägt zur normalen kognitiven Funktion bei", „trägt zur Verringerung 

von Müdigkeit und Ermüdung bei").  

 

Die in der Gemeinschaftsliste genannten Claims dürfen aber nur mit dem zugelassenen Wortlaut bzw. mit 

einer für den Durchschnittsverbraucher gleichbedeutenden Formulierung genutzt werden.  

 

Die hier verwendeten Aussagen suggerieren aber eine Verbesserung der seelischen und körperlichen 

Zustände und nicht nur einen Beitrag zur Unterstützung der normalen Funktion. Sie sind damit nicht 



 

   

 

inhaltsgleich, sondern stellen nicht zugelassene spezielle gesundheitsbezogene Angaben i.S.d. Art. 10 Abs. 

1 HCVO dar. 

 

(4) Unzulässigkeit selbst bei unspezifischen Gesundheitsangaben 

 

Selbst wenn man die Angaben als unspezifische gesundheitsbezogene Angaben i.S.d. Art. 10 Abs. 3 HCVO 

verstehen wollte, änderte dies nichts an der Rechtswidrigkeit der Werbung, denn nach Art. 10 Abs. 3 

HCVO dürfen Verweise auf allgemeine, nichtspezifische Vorteile des Nährstoffs oder Lebensmittels für die 

Gesundheit im Allgemeinen oder das gesundheitsbezogene Wohlbefinden nur getätigt werden, wenn 

ihnen eine in der Gemeinschaftsliste enthaltene spezielle gesundheitsbezogene Angabe beigefügt ist. Dies 

ist gerade nicht geschehen. 

 

c. Verstoß gegen das Lebensmittelrecht §§ 3, 3a UWG i.V.m. § 11 Abs. 1 LFGB i.V.m. Art. 

7 VO (EU) Nr. 1169/2011 

Zudem verstoßen Sie mit der verbreiteten Werbung gegen Vorgaben des Lebensmittelrechts. 

Nach § 11 Abs. 1 LFGB ist es verboten, Lebensmittel mit Informationen in den Verkehr zu bringen, die den 

Anforderungen des Art. 7 Abs. 3, 4 LMIV nicht entsprechen oder allgemein oder im Einzelfall dafür zu 

werben. 

Dabei stellt § 11 Abs. 1 LFBG iV.m. Art. 7 VO (EU) Nr. 1169/2011(LMIV) eine Marktverhaltensregelung im 

Sinne von § 3a UWG dar, deren Missachtung geeignet ist, den Wettbewerb zum Nachteil von 

Mitbewerbern und Verbrauchern spürbar zu beeinträchtigen (vgl. etwa OLG Karlsruhe, Urteil vom 11. 

Oktober 2017, 6 U 59/16, Juris, Rn. 74 ff.; Peifer, Lauterkeitsrecht, 2. Aufl. 2016, § 9, Rn. 340 ff.). 

Nach Art. 7 Abs. 3 LMIV dürfen Informationen über Lebensmittel diesen keine „Eigenschaften der 

Vorbeugung, Behandlung oder Heilung einer menschlichen Krankheit zuschreiben“ oder „den Eindruck 

dieser Eigenschaften entstehen lassen.“ Dabei ist es nach Art. 7 Abs. 3 LMIV ausreichend, wenn durch die 

Information Assoziationen mit Krankheiten hervorgerufen werden (Rathke, in: Zipfel/Rathke, 

Lebensmittelrecht, 166. EL, 2017, Art. 7 LMIV Rn. 412). Gleiches gilt gem. Abs. 4 auch für Werbung.  

Eine Krankheit wird als „jede Störung der normalen Beschaffenheit oder der normalen Tätigkeit des 

Körpers, auch wenn sie nur vorübergehend ist, definiert (BGHSt 11, 304, 316; vgl. für die Anwendbarkeit 

OLG Karlsruhe, Urteil vom 11. Oktober 2017 – 6 U 59/16, Juris, Rn. 82). Dabei sind die Anforderungen, um 

von einer Krankheit zu sprechen nicht hoch. Auch die durch Alkohol hervorgerufenen Symptome eines 

„Katers“ werden etwa als Krankheit i.S.d. Norm eingestuft (OLG Frankfurt, Urteil vom 12. September 

2019 – 6 U 114/18, Juris, Rn. 86). 

Die Aussagen „Schlechter Schlaf und zu viel Stress…“, „Wenn Stress und Training gleichzeitig 
hoch sind, steht dein Nervensystem dauerhaft unter Spannung“ / „Runterkommen, wenn’s 
zählt.“, sind krankheitsbezogen, soweit der angesprochene Verkehr sie als Schutz vor einer 
stressbedingten Erkrankung (etwa Burnout oder Erschöpfungsdepression) versteht. 

d. Irreführung durch unzureichende Warnhinweise 

Letztlich ist die Werbung auch deshalb rechtswidrig, weil sie nicht mit Warnhinweise versehen ist, die vor 

einer Überdosierung bzw. davor warnen, dass das Produkt nicht von Schwangeren, Stillenden, Kindern 

oder lebergeschädigten Personen konsumiert werden darf. 

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) warnt vor der Einnahme von Ashwagandha. Insbesondere 

Schwangere, Stillende, Kinder und Menschen mit Lebererkrankungen sollten den Pflanzenstoff nicht 



 

   

 

konsumieren. In einer Stellungnahme von 2024 nennt das BfR mögliche Nebenwirkungen wie Übelkeit, 

Kopfschmerzen, Hautausschläge sowie Effekte auf Hormon- und Immunsystem. Besonderen Anlass zur 

Vorsicht gäben Fallberichte über Leberschäden.1 Die Weltgesundheitsorganisation weist seit 2009 auf 

mögliche Nebenwirkungen und Wechselwirkungen mit Medikamenten hin.2 

Der fehlende Hinweis auf diese Gefahren stellt einen Verstoß gegen § 5 Abs. 1 UWG dar. 

Die Werbung spielt bestehende Gesundheitsgefahren durch ihre einseitig positive Präsentation 

herunterspielt und ist geeignet, den Verbraucher zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die 

er bei Kenntnis der Risiken nicht getroffen hätte. Nach der Rechtsprechung des BGH besteht eine 

Aufklärungspflicht beim Inverkehrbringen frei verkäuflicher Produkte, deren Gebrauch mit 

Gesundheitsrisiken verbunden ist, namentlich dann, wenn durch die Art und Weise der Präsentation der 

unzutreffende Eindruck der gesundheitlichen Unbedenklichkeit des Produkts erweckt wird (BGH, Urteil 

vom 20. Juni 1996 – I ZR 113/94; GRUR 1996, 793, 795 – Fertiglesebrillen).  

Der von der Werbung erzeugte Gesamteindruck geht über die bloße Behauptung einer positiven Wirkung 

hinaus. Er suggeriert dem angesprochenen Verkehr zugleich die gesundheitliche Unbedenklichkeit des 

Produkts für die eigene Anwendung: Wo ein Produkt als fester Bestandteil einer alltäglichen oder 

wiederkehrenden Praxis dargestellt wird, erwartet der Verkehr gerade keine Einschränkung des 

Anwenderkreises oder der Anwendungsdauer. 

Verstärkt wird dieser Eindruck durch die Anmutung des Natürlichen, die pflanzlichen Wirkstoffen wie 

Ashwagandha regelmäßig anhaftet: Der Verkehr verbindet mit pflanzlichen Nahrungsergänzungsmitteln 

erfahrungsgemäß eine geringere Risikobehaftung als mit Arzneimitteln, weshalb die pflanzliche Herkunft 

zusätzlicher Unbedenklichkeitsfaktor wirkt.  

Schließlich richtet sich die Werbung an einen typischerweise besonders an der Gesundheit interessierten 

Adressatenkreis: Wer mit Aussagen zu schlechtem Schlaf und zu viel Stress und mit Leistungsfähigkeit und 

Muskelaufbau wirbt, spricht Verbraucher an, die sich besonders intensiv mit ihrem Körper 

auseinandersetzen und ein gesteigertes Bedürfnis haben, ihren Körper besonders positiv zu beeinflussen. 

Zugleich liegt ein Verstoß gegen § 5a Abs. 1 UWG vor, weil dem Verbraucher wesentliche Informationen 

über Gesundheitsrisiken vorenthalten werden, die er für eine informierte Kaufentscheidung benötigt. Im 

Gesundheitsbereich sind die Anforderungen an eine solche Aufklärung nach dem vom BGH entwickelten 

Strengeprinzip besonders streng zu beurteilen, da gesundheitsbezogene Werbung erfahrungsgemäß 

besonders wirksam ist und ihre Irreführung erhebliche Gefahren für die Gesundheit des Einzelnen sowie 

der Bevölkerung nach sich ziehen kann (BGH, Urteil vom 27. Juni 2024 – I ZR 98/23, juris, Rn. 23, m.w.N.). 

III. Ergebnis 

Mit der oben bezeichneten Werbung haben Sie gegen verbraucherschutzrechtliche Vorschriften 

verstoßen.  

 

Es entspricht unserem Satzungsauftrag, unlautere und damit dem Verbraucherschutz zuwiderlaufende 

Lebensmittelwerbungen zu unterbinden.  

 

Wir fordern Sie daher auf, die Verbraucherschutzvorschriften zukünftig einzuhalten. 

 

Zur Vermeidung eines gerichtlichen Unterlassungsverfahrens fordern wir Sie auf, eine geeignete, durch 

ein Vertragsstrafeversprechen gesicherte, Unterlassungserklärung bis zum 

 
1 https://www.bfr.bund.de/cm/343/ashwagandha-schlafbeeren-praeparate-mit-moeglichen-gesundheitsrisiken.pdf. 
2 https://www.verbraucherzentrale.nrw/sites/default/files/2026-04/bericht-mc-ashwagandha_2026.pdf. 




